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Ab 1960 gilt für die DDR-Grenzsoldaten in Fällen des „ungesetzlichen Grenzübertritts“ ein Schießbefehl, der erst 1982 durch das „Grenzgesetz der DDR“ formell legalisiert wird. Bei den Versuchen,
die gesicherten Grenzanlagen in Richtung West-Berlin zu überwinden, werden nach Forschungsstand von 2009 zwischen 136 und 245 Menschen getötet. Die genaue Zahl der Todesopfer ist nicht bekannt.
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Mit der Gründung zweier deutscher Staaten wird die bisherige
Zonengrenze mit ihren vergleichsweise durchlässigen Kontroll-
punkten zur Staatsgrenze. Bald beginnt die DDR, die Grenze
abzusichern; sie errichtet Zäune und Alarmanlagen, es wird
eine fünf Kilometer breite Sperrzone eingerichtet, die später
berüchtigten Grenztruppen der Nationalen Volksarmee übernehmen
die Bewachung. Ab 1960 gilt für den Fall der „Republikflucht“
der sogenannte „Schießbefehl“.
Berlin jedoch hat einen Sonderstatus: Völkerrechtlich ist Berlin
weder Teil der BRD noch der DDR, sondern wird zumindest formal
von allen vier Siegermächten gemeinsam verwaltet. Die Übergänge
zwischen West- und Ostsektor sind frei.

Das politische Klima in der DDR ist von Anfang an widersprüchlich.
Viele sehen in ihr den „besseren deutschen Staat“, gerade Kom-
munisten setzen auf die Linie des staatlich exzessiv propagierten
Antifaschismus, begrüßen die Wirtschaftspolitik der Verstaatlichung
von Betrieben und Kollektivierung der Landwirtschaft, die teil-
weise mit harschem Zwang durchgeführt wird. Nach der 1946 in
der sowjetischen Besatzungszone rücksichtslos durchgesetzten
Vereinigung von SPD und Kommunistischer Partei zur Sozialistischen
Einheitspartei Deutschlands – der SED – kann das existierende
Mehrparteiensystem nicht darüber hinwegtäuschen, dass die SED
zügig eine stark zentralistische Alleinherrschaft entwickelt.
Ihr Zentralkomitee bestimmt die Politik der Regierung, die Zügel
der Macht hält der Generalsekretär in seiner Hand. Ab 1950 ist
das Walter Ulbricht, ein altgedienter KPD-Funktionär.

Die Entwicklung der Wirtschaft unter den Bedingungen von Repa-
rationsleistungen, Kaltem Krieg und „sozialistischem Aufbau“ ist
mühsam. Die neu eingeführte Planwirtschaft kann kaum die Lebens-
bedürfnisse der Bevölkerung decken, die offizielle Aktivisten-
bewegung wird in weiten Teilen der Arbeiterschaft abgelehnt,
ihre herausragenden Köpfe Adolf Hennecke und Frida Hockauf
als „Normbrecher“ beschimpft. Verschärft wird die Lage durch
geschickte westliche Propaganda; tatsächlich fließen dafür zum
Beispiel erhebliche Mittel in den im Osten viel gehörten Westberliner
Rundfunksender RIAS. Im Vergleich mit dem Wirtschaftswunder
der BRD steht die DDR schlecht da. Gerade in Berlin kann
den Unterschied – auch, weil „Grenzgänger“ ein Vielfaches
mehr verdienen als Ostarbeiter – jeder spüren.

Vor allem, nachdem ursprünglich gegen sprunghafte Normer-
höhungen gerichtete Arbeiterproteste zum politischen Volks-
aufstand des „17. Juni 1953“ werden, den die DDR-Führung nur
mit Hilfe sowjetischer Panzer niederschlagen kann, verlassen
Hunderttausende die DDR in Richtung BRD – die meisten davon
über die offene Zonengrenze in Berlin. Viele von ihnen sind gut
ausgebildete Fachkräfte, die der DDR-Wirtschaft schmerzlich
fehlen. Die Grenze in Berlin zu schließen, ist demzufolge
ein Wunsch, den Ulbricht schon lange an die Sowjetunion heran-

trägt. Trotzdem versichert er in einer Pressekonferenz am 15. Juni
1961: „Niemand hat die Absicht, eine Mauer zu errichten!“
Der Begriff der „Mauer“ ist geprägt. Ihr Bau beginnt zwei Monate
später.

„NIEMAND HAT DIE ABSICHT,
(Walter Ulbricht am 15. Juni 1961)

von Jörg Augsburg

EINE MAUER ZU ERRICHTEN.“

Walter Ulbricht
1950 bis 1971 Generalsekretär des ZK der SED und damit
praktisch Staatschef. Geboren wird der in der DDR hinter
vorgehaltener Hand gern „Spitzbart" genannte Stalin-
Kommunist und Berufsrevolutionär 1893 in Leipzig –
der sächsische Akzent und die sich schnell überschlagende
hohe Stimme sind berühmt-berüchtigt. Nach der Machtergreifung
der Nazis flüchtet der KPD-Funktionär nach Moskau und kehrt
mit der Roten Armee zurück. Schnell wird er zum wichtigsten
Politiker der DDR. Erst als er deren „sozialistische Erfolge“
als beispielgebend für alle Länder preist und sich so
in Konkurrenz zur UdSSR setzt, wird er durch Nachfolger
Erich Honecker zum Rücktritt gezwungen und stirbt nur kurz
darauf. Bekanntgegeben wird sein Tod allerdings etliche Tage
verspätet – die 1973 gerade in Berlin stattfindenden „Welt-
festspiele der Jugend und Studenten“ sollen nicht gestört
werden. Zahlreiche zu Lebzeiten nach ihm benannte Insti-
tutionen der DDR werden zügig wieder umbenannt.

RIAS
„Rundfunk im amerikanischen Sektor“; von der US-Verwaltung
gegründete Rundfunkanstalt in Westberlin. Unter dem Motto
„Eine freie Stimme der freien Welt“ wird der Sender zum
einflussreichen Medium im Kalten Krieg. Inhaltlich setzt er
die Maßstäbe für modernes Radio in Deutschland neu, zahlreiche
Sendungen und Moderatoren sind legendär. Die DDR versucht
den Empfang zu stören, unterstellt dem Sender – nicht gänzlich
zu Unrecht – ein Propagandasender mit CIA-Finanzierung
zu sein.

Schießbefehl
Umgangssprachlicher Begriff für die Anweisung an die Grenz-
truppen der DDR „Grenzdurchbrüche“ auch durch gezielte
scharfe Schüsse auf Zivilisten zu unterbinden, Grenzverletzer
nötigenfalls zu „liquidieren“. Obwohl er nie öffentlich verkündet
und bis heute die Existenz eines solchen Befehls oft geleugnet
wird, ist die Regelung der DDR-Bevölkerung durchaus bewusst
und entfaltet so eine enorme Abschreckungswirkung.


